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Regieren im internationalen System. 
Verhandlungen, Normen und Internationale Regime 

Thomas Gehring* 

Vor dem Hintergrund der kooperationstheoretisch fundierten Diskussion um internationale 

Regime entwickelt der Artikel ein Konzept von 'Regieren'im internationalen System. Innerhalb 

bestimmter Grenzen vermögen Normen das Verhalten rationaler Nutzenmaximierer zu beein­

flussen und können deshalb für die gezielte Verhaltensbeeinflussung zur Realisierung beste­

hender Kooperationsmöglichkeiten eingesetzt werden. Sie stellen aber erst dann geeignete 

Lenkungsinstrumente dar, wenn sie unabhängig von dem zu beeinflussenden Verhalten gebildet 

werden können. Dazu bedarf eine an Kooperation interessierte Gruppe von Akteuren der 

kollektiven Entscheidungsfähigkeit. Die Interaktion muß auf eine neue Ebene verlagert werden, 

auf der kommuniziert und nicht gehandelt wird. Die Bildung gemeinsamer normativer Er­

wartungen im Rahmen von Verhandlungen, einer besonders geeigneten Form der Kommuni­

kation, wird damit zum Kern des Regierens. 

Das internationale System verfügt nicht über eine regierungsähnliche zentrale Steue­
rungsinstanz. 'Regieren', verstanden als gezielte Steuerung des Verhaltens der betrof­
fenen Akteure, ist weitgehend auf Mechanismen der horizontalen Koordination ange­
wiesen (Kohler-Koch 1993)1. Nicht zuletzt aus diesem Grund (Mayer /Ri t tberger /Zürn 
1993: 392-398) sind internationale Regime - d.h. problemfeldspezifische, in der Regel 
zwischenstaatliche Kooperationsarrangements - in den vergangenen Jahren auch in 
Deutschland zu einem wichtigen Untersuchungsgegenstand der Lehre von den inter­
nationalen Beziehungen geworden (z.B. Wolf / Z ü r n 1986; Kohler-Koch 1989; Gehring 

* Die theoretischen Ausführungen dieses Aufsatzes sind vor dem Hintergrund der empiri­
schen Untersuchung der internationalen Umweltregime zum Schutz der Ozonschicht sowie 
über weiträumige grenzüberscheitende Luftverschmutzung entstanden (Gehring 1994a). 
Für Anregungen und Kommentare danke ich besonders Michael Zürn, Markus Jachten­
fuchs, Sebastian Oberthür, Thomas Plumper und den beiden Gutachtern der PVS. 

1 'Regieren' setzt nicht die Existenz einer Regierung voraus, doch wird der Begriff hier im 
Sinne aktiver Politikgestaltung verstanden, die eine Dimension der Intentionalität umfaßt 
(Kohler-Koch 1993). Insofern kommt er dem von Rosenau (1992: 5) verwandten Begriff des 
'governance' („order plus intentionality") ebenso nahe wie dem von Windhoff-Heritier/ 
Czada (1991: 10) gebrauchten Begriff der 'polities'. 
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1990; Rittberger/Zürn 1991; Rittberger 1993; Müller 1993a). Die Regimetheorie verfügt 
über ein klares kooperationstheoretisches Fundament und gewinnt damit Anschluß 
an Theorien rationaler Entscheidung (insbesondere Spiel- und Gruppentheorie). Doch 
ist bislang nicht deutlich geworden, inwiefern Institutionen vom Typ des internatio­
nalen Welthandelsregimes (GATT) oder des Regimes zum Schutz der Ozonschicht 
gezielte Steuerung ermöglichen. 
Überlegungen zum Regieren durch internationale Regime können an bestehende An­
sätze zur Koordination im modernen Wohlfahrtsstaat anknüpfen. Auch hier treten 
vielfach Mechanismen der horizontalen Koordination an die Stelle hierarchischer Ko­
ordination (Scharpf 1991a) und Verhandlungssysteme sind weit verbreitet (Scharpf 
1992b; Benz 1992). Aber während sich horizontale Koordination im innerstaatlichen 
Rahmen in der Regel auf einen streng hierarchisch strukturierten Rechtsanwendungs­
apparat stützen kann, muß sie im internationalen System 'im Schatten der Anarchie' 
stattfinden. Die Probleme horizontaler Koordination treten unter diesen Bedingungen 
besonders scharf hervor. 

In diesem Aufsatz soll untersucht werden, inwiefern Normen und aus Normen gebil­
dete problemfeldbezogene Institutionen (internationale Regime) zu Instrumenten ziel­
gerichteten internationalen Regierens werden können. Dabei soll vermieden werden, 
soziale Phänomene aus sich selbst heraus oder durch andere, ihrerseits erklärungsbe­
dürftige soziale Phänomen erklären zu müssen. Dies erfordert ein von klaren Annah­
men ausgehendes, konstruktives Vorgehen. Als Ausgangspunkt der Argumentation 
bietet sich das vergleichsweise gut ausgearbeitete kooperationstheoretische Fundament 
der Regime-Diskussion an, das tragfähige Kriterien für die Bewertung von Möglich­
keiten und Grenzen internationaler Kooperation zur Verfügung stellt und auf die in 
den Internationalen Beziehungen vorherrschende und auch in anderen Bereichen der 
Sozialwissenschaften zunehmend erfolgreiche Theorie der rationalen Wahl (rational 
choice) aufbaut (1). 

Die Entstehung und Wirkungsweise spontaner Ordnungen und ihrer sozialen Normen 
kann auf dieser Basis endogen, d.h. allein aus den Interessen und dem Verhalten 
egoistisch-rationaler Akteure und den Interaktionen zwischen ihnen erklärt werden 
(2). Wollen die beteiligten Akteure Normen und Institutionen aber zielgerichtet ein­
setzen, um in einem Problemfeld erzielte suboptimale Ergebnisse im gemeinsamen 
Interesse zu überwinden, so müssen sie eine zweite Interaktionsebene eröffnen, auf 
der sie - etwa in der Form von Verhandlungen - kommunizieren und sich gemeinsam 
auf angestrebtes Verhalten einigen. Damit erlangen sie als Gruppe kollektive Entschei­
dungsfähigkeit. Kommunikation zwischen rationalen Egoisten wird zu einem Faktor, 
der die Rahmenbedingungen nutzenorientierten Handelns beeinflußt (3). Auch im 
Falle normwidrigen Verhaltens einzelner beteiligter Akteure kann die ursprüngliche 
Legitimität gebrochener Normen vielfach ohne kostspielige Sanktionshandlungen 
durch Rückgriff auf nachgelagerte Verhandlungen und die Abwicklung von Streitig­
keiten in verhandlungsähnlichen Prozeduren reproduziert werden, wenn Kommuni­
kationsprozesse auf Dauer institutionalisiert werden (4). 

Auch unter den strengen Annahmen der Theorie der rationalen Wahl wird die Errich­
tung einer von der Handlungsebene getrennten, gleichwohl eng mit ihr verbundenen 
Ebene der Kommunikation über Normen zum Kern des Regierens durch internationale 
Regime. Damit wird die Möglichkeit der kohärenten Erweiterung des strategischen 
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Handlungskonzeptes um institutionelle, kognitive und diskurstheoretische Elemente 
geöffnet. 

1. Das kooperationstheoretische Fundament der Regime-Theorie 

Obwohl die Analyse internationaler Regime von institutionellen (Ruggie 1975; Young 
1980), kognitiven (Haas 1975) und interdependenz-orientierten Ansätzen (Keohane/ 
Nye 1977) ausging, wurde sie in den Vereinigten Staaten - und später in Deutschland -
erst mit der Übernahme wesentlicher Prämissen der realistischen Schule zu einer 
einflußreichen Forschungsrichtung. Internationale Regime werden weithin als Bündel 
von Prinzipien, Normen, Regeln und Entscheidungsverfahren verstanden, an denen 
sich die Erwartungen der Akteure in einem Problemfeld orientieren (Krasner 1982a: 
186; übernommen von Kohler-Koch 1989: 18). Sie umfassen damit im wesentlichen 
Verhaltensvorschriften unterschiedlicher Art und Spezifizität. Diese Konzeption orien­
tiert sich eng an den rechtlichen Grundlagen eines Regimes (Nye 1987: 374). Sie beruht 
jedoch nicht auf einem tragfähigen theoretischen Unterbau und stellt eher eine auf 
empirische Beobachtung gestützte Beschreibung der Elemente bestehender internatio­
naler Regime, insbesondere des GATT, dar als eine Definition im eigentlichen Sinne 
(Efinger/Rittberger/Zürn 1988: 69; Keohane 1993: 26-29). 

Vor dem Hintergrund der realistischen These von der Einflußlosigkeit internationaler 
Institutionen widmete sich die theoretische Regime-Forschung der Frage, warum wich­
tige internationale Regime, darunter insbesondere das GATT, trotz angenommener 
Erosion der hegemonialen Vormachtstellung der USA fortbestanden (Krasner 1982b: 
500; Keohane 1980). Dazu wird vom Neorealismus (Waltz 1979) das aus der Ökonomie 
(etwa Olson 1965) stammende Modell des egoistischen, d.h. ausschließlich an seinen 
Interessen orientierten und rationalen, d.h. einheitlich und berechenbar handelnden 
Akteurs (Kirchgässner 1991:12-65) übernommen. Entgegen einer realistischen Annah­
me werden Akteure jedoch nicht als Status-, sondern als Nutzenmaximierer konzipiert. 
Damit wird eine Annahme fallen gelassen, die Kooperation in vielen Fällen von vorn­
herein ausschließt (vgl. aber Grieco 1989; Keck 1993). Die Interessen der Akteure 
werden nicht mehr durch eine feststehende Themenhierarchie bestimmt, sondern bil­
den sich von Problemfeld zu Problemfeld entsprechend der dort vorherrschenden 
Möglichkeiten der Nutzenmaximierung. Trotz dieser Modifikation bleiben die Modell­
anforderungen an das Verhalten der Akteure gering. Ausgangspunkt aller Überlegun­
gen ist nicht das 'altruistisch' oder gemeinschaftsorientiert handelnde Subjekt, sondern 
der egoistisch-rationale Akteur. Ähnlich dem realistischen Modell gilt die Annahme 
internationaler Anarchie, d.h. eines grundsätzlich nicht gezielt durch die Akteure 
organisierten internationalen Systems (Milner 1991). Aufgrund dieser Prämissen ge­
winnt die Kooperationstheorie Anschluß an spiel- und gruppentheoretische Ansätze 
(Keohane 1984: 49-79; Oye 1985; Axelrod/Keohane 1985; Snidal 1985). 
Diese Richtung hat die deutsche Diskussion um internationale Regime stark beeinflußt 
(Zürn 1987, 1992; Efinger/Rittberger/Wolf/Zürn 1990). Sie konnte den unfruchtbaren 
Antagonismus zwischen 'realistischen' und 'idealistischen' Positionen zwar nicht auf­
heben, aber erheblich auflockern (Keck 1991). Sie legte dar, daß internationale Koope­
ration unter rationalen Akteuren grundsätzlich auch ohne eine hierarchische, auf 
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Zwang angelegte Ordnung möglich ist, wenn Interessenkonstellationen bestehen, in 
denen individuelles Handeln für alle beteiligten Akteure (und deshalb auch kollektiv) 
zu suboptimalen Ergebnissen führt. Unter dieser Bedingung besteht für eine Gruppe 
von Akteuren der Anreiz, sich gemeinsam aus einer problematischen Situation zu 
befreien. Gleichzeitig wird von den beteiligten Akteuren kein Verhalten verlangt, das 
gegen ihre eigenen Interessen verstößt. Allerdings müssen die Akteure ihr Verhalten 
trotz vielfach fortbestehender Anreize zum 'Trittbrett-Fahren' aktiv an die Koopera­
tionserfordernisse anpassen (Keohane 1984: 51). 

Die Kooperationstheorie stellt damit ein Analysekonzept zur Untersuchung der Mög­
lichkeiten und Voraussetzungen erfolgreicher Kooperation unter egoistisch-rationalen 
Akteuren in Abwesenheit eines durchsetzungsfähigen Sanktionsapparates zur Verfü­
gung. Sie kann aber den notwendigen Transformationsschritt der Verhaltensanpassung, 
d.h. der tatsächlichen Errichtung von Kooperation, nicht erklären (Kohler-Koch 1989: 
49-50; Müller 1994: 16-18). Diese Lücke versucht der behaviouristische Ansatz der 
Entwicklung der Kooperation (Axelrod 1984; Binmore/Samuelson 1994) zu schließen. 
Danach können zwei Akteure im Laufe der Zeit ausschließlich durch wiederholte 
Interaktion auf der Basis direkter Reziprozität (Keohane 1986) nach dem Prinzip von 
'Versuch und Irrtum' suboptimale Ergebnisse überwinden. Die Wahrscheinlichkeit des 
Erfolges steigt, wenn ein Akteur kooperatives Verhalten eng mit Sanktionen für nicht­
kooperatives Verhalten des Gegenspielers verbindet (Tit for Tat'). Axelrods Ansatz 
der Entwicklung von Kooperation ist mit dem auf nicht-kooperativen Spielen beru­
henden theoretischen Konzept internationaler Regime unmittelbar kompatibel, denn er 
zeigt, daß Kooperation im Laufe der Zeit allein auf der Basis einseitig festgelegten 
Handelns entstehen kann, ohne daß weitere Faktoren, etwa Normen und Institutionen, 
intervenieren müssen . 

Allerdings erreicht die Haupts t römung der Regime-Forschung, derart kooperations­
theoretisch orientiert, die Frage nach der Funktion und Bedeutung internationaler 
Institutionen nicht. Sie muß sich vielmehr mit der im Vorfeld liegenden (gleichwohl 
nicht minder wichtigen) Frage nach der Möglichkeit von Kooperation in Abhängigkeit 
von der Interessenstruktur gegebener Problemfelder begnügen 3 und schreibt interna­
tionalen Regimen im wesentlichen die Funktion der Stabilisierung freiwillig von den 
Akteuren eingegangener Kooperation zu (Oye 1985: 20; Axel rod/Keohane 1985: 234; 
Kohler-Koch 1989: 24-26). Doch auch diese Hilfsfunktion läßt sich nicht ohne weiteres 
aus den kooperationstheoretischen Grundlagen ableiten. Nach spiel- und gruppen­
theoretischen Annahmen entscheiden die Akteure einseitig entsprechend ihrer eigenen 

2 Empirisch ist unstrittig, daß Staaten als die klassischen Akteure des internationalen Systems 
nicht 'naturgegeben', sondern sozial konstitutiert sind und ihre normbildenden Interaktio­
nen in der Regel durch bereits bestehende Ordnungen beeinflußt werden (Wendt 1992). 
Theoretisch aber vermeidet die hier verfolgte Perspektive den infiniten Regreß, in den eine 
der gängigen soziologischen Sichtweise folgende Argumentation gerät, wenn sie annimmt, 
daß die Bildung sozialer Normen immer bereits eine bestehende soziale Ordnung voraus­
setzt. 

3 Problemfelder können dabei nicht nur, wie in spiel- und gruppentheoretischen Analysen, 
nach der Situationsstruktur untersucht werden, sondern auch nach ihrer Problemstruktur 
(Rittberger 1990; Rittberger/Zürn 1990). Die Forschungsfrage dieses Ansatzes bleibt jedoch 
ebenfalls im vor-institutionellen Raum. 
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Interessen zur Maximierung ihres eigenen Nutzens. Wenn diese Akteure in einer 
Dilemma-Situation ein suboptimales Ergebnis überwinden, so tun sie dies im wohl­
verstandenen eigenen Interesse und nicht aufgrund des Einflusses intervenierender 
Institutionen. Ein eigenständiger Einfluß internationaler Regime bleibt konzeptionell 
ausgeschlossen. 
Durch diese theoretische Konzeption wird der Analyse des Regierens mittels interna­
tionaler Regime der Boden entzogen. Solange angenommen werden muß, daß die 
beteiligten Akteure ausschließlich durch Handlungen entsprechend der von ihnen 
selbst festgelegten Strategien interagieren, besteht kein Raum für gezielte Eingriffe in 
Situationen, die Kooperation zwar erlauben, in denen diese Kooperation sich aber 
nicht selbst entwickelt. Damit ist die Kooperationstheorie weit davon entfernt, die 
Eigenarten internationaler Regime vom Typ des GATT oder des Ozonschutzregimes 
zu erklären. Diese Institutionen werden keinesfalls lediglich errichtet, um bereits be­
stehende Kooperation zu stabilisieren, sondern vielmehr in erster Linie, um die Aus­
schöpfung oder gar die Erweiterung von Kooperationsmöglichkeiten aktiv zu fördern. 
Die Existenz derartiger Institutionen beraubt die beteiligten Akteure nicht ihrer Fä­
higkeit zum einseitigen Handeln. Aber sie eröffnet ihnen die zusätzliche Fähigkeit 
zum gemeinsamen Verhandeln. Interaktion führt dann nicht mehr unmittelbar zu 
Handlungsfolgen, sondern es entstehen lediglich Normen zur Beeinflussung des Ver­
haltens der Akteure. Deshalb gilt es zunächst zu klären, in welcher Weise Normen 
Einfluß auf egoistisch-rationale Akteure gewinnen können. 

2. Die Wirkung von Normen 

Verhaltenssteuernde Normen können ohne die für hierarchische Koordination not­
wendigen Zwangsmittel zur Normdurchsetzung auf zwei Weisen entstehen. Sie kön­
nen sich durch verbalisierte Kommunikation bilden; sie können aber auch in der Form 
'spontaner Ordnungen' (Hayek 1963) allein durch stillschweigende Institutionalisie­
rung aus wiederholter Interaktion hervorgehen. Normenkomplexe dieser zweiten Art 
bestehen in vielen Problemfeldern (Young 1980: 343). Sie kommen dem auf Interaktion 
beruhenden Phänomen des internationalen Gewohnheitsrechts nahe und entsprechen 
sowohl dem von Young (1982: 282) ausgemachten Typus des 'spontanen Regimes' als 
auch dem von Keohane (1989: 4) eingeführten Normtyp der 'Konvention'. 
Derartige Normen sind wenig voraussetzungsreich und aus Sicht rationaler Nutzen-
maximierer weitgehend unproblematisch. Sie stellen eine indirekte Folge des strate­
gischen Handelns der beteiligten Akteure dar und schreiben Verhalten vor, das nicht 
von außen an diese Akteure herangetragen wird, sondern sich ausschließlich in einem 
Prozeß der Interaktion zwischen ihnen herausbildet. Nach der von Axelrod konzipier­
ten Entwicklung von Kooperation können zwei Akteure allein auf der Basis strategi­
schen Handelns und regelmäßiger Interaktion im Laufe der Zeit suboptimale Ergeb­
nisse überwinden, ohne zuvor verhaltensregelnde Normen festzulegen. Dies schließt 
aber nicht aus, daß sich im Gefolge einmal erreichter Kooperation Normen entwickeln, 
die nunmehr kooperatives Verhalten vorschreiben und verstetigen. Diese Normen sind 
untrennbar mit dem normbildenden Prozeß der Interaktion zwischen den beteiligten 
Akteuren verknüpft. Erst dieser Prozeß entscheidet über ihren Inhalt. Nur wenn sich 
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bereits Kooperation herausgebildet hat, werden die entstehenden Normen Verhalten 
vorschreiben, das suboptimale Einzel- und Gesamtergebnisse vermeidet. Spontan ge­
bildete Normen müssen deshalb nicht Verhalten vorsehen, das ein im Rahmen der 
bestehenden Interessenstruktur optimales Gesamtergebnis reproduziert (David 1985; 
North 1990: 92-104). Die in der Regime-Debatte vielfach vorgenommene Gleichsetzung 
von Normen mit kooperationsfördemden Verhaltensvorschriften verstellt deshalb den 
Blick auf die Funktions- und Wirkungsweise sozialer Normen. 

Akteure, einschließlich egoistisch-rationaler Nutzenmaximierer, müssen der real exi­
stierenden Außenwelt eine ihnen eigene subjektive Innenwelt zuordnen und sich 'ein 
Bild' von der Entscheidungssituation machen, um zielgerichtet entscheiden zu können. 
Dazu bedürfen sie möglichst sicherer Erwartungen über die Folgen der gegebenen 
Handlungsoptionen. Dies ist solange wenig problematisch, wie das akteurs-intern 
entstandene Abbild der Wirklichkeit mit der Wirklichkeit selbst übereinstimmt und 

eindeutige Handlungsstrategien nahelegt. Solange angenommen wird, daß Akteure 
unter Bedingungen vollständiger Information handeln, erlangen soziale Normen des­
halb nur eine geringe Bedeutung. Doch bereits einige spieltheoretische Standardmo­
delle empfehlen keine eindeutige Strategie, sondern umfassen mehrere Gleichgewichts­
lösungen. Verschiedene Handlungsstrategien sind dann gleichermaßen 'rational ' , ob­
wohl sie unterschiedlich hohe Gewinne versprechen können . Informationsdefizite, 
begrenzte Informationskapazitäten und hohe Kosten der Informationsverarbeitung 
erhöhen die Komplexität von Entscheidungssituationen. Sie erweitern die Spielräume 
für situationsstrukturell nicht determiniertes Handeln und verstärken gleichzeitig den 
Selektionszwang. Innerhalb dieser Spielräume ist es sowohl für individuelle Entschei­
dungsträger als auch für korporative Akteure, etwa Regierungen oder Bürokratien, 
schwer, ihre Interessen genau festzulegen und die Folgen ihrer Entscheidungen im 
einzelnen zu übersehen. In dem Maße, wie die zum größten Nutzen führende Strategie 
nicht mehr offensichtlich ist, sind die Akteure gezwungen, unter Bedingungen 'be­
schränkter ' Rationalität zu handeln (Simon 1972). Die Ermittlung von Handlungss t ra­
tegien, die einen genügend großen Nutzen versprechen, wird selbst z u m Problem 
(Simon 1976), zu dessen Lösung die Akteure auf geeignete Verfahren angewiesen sind 
(Keohane 1984: 111-116; Zürn 1992: 82-90). 

Vielfach können sie sich auf erfolgreiches Handeln in vergleichbaren Situationen stüt­
zen und 'Faustregeln' entwickeln (Kirchgässner 1991: 32-36; Keohane 1984: 114-115). 
Solche Entscheidungsroutinen beruhen auf Erfahrung und stabilisieren kognitive Er­
wartungen, die durch Lernbereitschaft gekennzeichnet sind (Luhmann 1980: 42). Sie 
bedürfen der Anpassung oder Ersetzung, sobald an ihnen orientiertes Verhalten nicht 
(mehr) zu angemessenen Ergebnissen führt. Doch vielfach, etwa in neuen oder insta­
bilen Situationen, kann nicht einfach auf Erfahrungswerte zurückgegriffen werden. 

4 Ein Beispiel sind Situationen vom Typ der 'Hirschjagd' ('Stag Hunt') mit der Präferenzord­
nung CC > DC > DD > CD (Zürn 1992: 329-330). In der Hirschjagd können zwei Akteure 
gemeinsam einen Hirsch fangen und dann gut essen, sofern sie kooperieren (CC). Sobald 
einer von ihnen aber ein Kaninchen fängt (DC), ist er selbst mäßig versorgt, während sein 
Gegenspieler leer ausgeht (CD). Dann wäre es für diesen vorteilhaft gewesen, sich ebenfalls 
allein auf Kaninchenjagd zu begeben (DD). Die Wahl jedes Akteurs hängt also nicht zuletzt 
von seiner eigenen Risikobereitschaft ab. 
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Dann bilden die Annahmen eines Akteurs über die Erwartungen, die andere an der 
Situation beteiligte Akteure an sein eigenes Verhalten stellen, ein wichtiges Entschei­
dungskriterium (Luhmann 1980: 32-34). 
Wenn (fast) alle an einer Entscheidungssituation beteiligten Akteure annehmen, daß 
(fast) alle anderen Akteure ein bestimmtes Verhalten erwarten, institutionalisieren sich 
gemeinsame Erwartungen über das 'richtige', d.h das allgemein erwartete Verhalten 
(Luhmann 1970). Durch die Verallgemeinerung und Institutionalisierung erhält die 
Erwartung eine normative Konnotation. Es hat sich eine Norm gebildet, die darüber 
informiert, wie 'man' sich in der betreffenden Situation verhält (Young 1982: 278-279). 
Die Gruppenmitglieder sollen sich nunmehr entsprechend verhalten. Abweichungen 
müssen nicht mehr lernbereit registriert werden, sondern stellen eindeutig unkoope­
ratives Verhalten dar. Auch die Kooperationstheorie erkennt die Bedeutung dieser 
Klarstellung an (Oye 1985: 16-17, Keck 1994). 
Der Prozeß der Normbildung kann sich ohne verbalen Austausch vollziehen, aber er 
umfaßt stets die (implizite) Verständigung innerhalb einer Gruppe von Akteuren (Luh­
mann 1980: 67-69). Daraus folgt zum einen, daß Normen außerhalb der zugehörigen 
Gruppe von Akteuren und jenseits der relevanten Interaktion keinen Orientierungswert 
besitzen und deshalb keine Gültigkeit haben, zum anderen, daß sie dem Zugriff des 
einzelnen Akteurs entzogen sind. 
Normabweichendes Verhalten entwertet eine Norm nicht, aber es ist geeignet, norma­
tive Erwartungen zu destabilisieren, sobald andere Akteure sich zu fragen beginnen, 
welches Verhalten tatsächlich von ihnen erwartet wird. Im Gegensatz zu kognitiven 
Erwartungen müssen Normen deshalb bei Übertretung, d.h. kontrafaktisch stabilisiert 
werden, um ihre Orientierungsfunktion weiterhin erfüllen zu können (Luhmann 1980: 
43). Dies kann in Form der Durchsetzung einer Norm gegenüber einem Normbrecher 
geschehen, doch ist keine Erwartungsgemeinschaft, einschließlich moderner Gesell­
schaften mit vergleichsweise durchsetzungsfähigen Staatsapparaten, in der Lage, die 
Einhaltung jeder Norm in jedem Einzelfall zu erzwingen (Young 1989: 71-72). Normen 
können auch stabilisiert werden, indem Verhaltensweisen zu gerechtfertigten Ausnah­
men (und die bestehenden Normen damit im konkreten Einzelfall für nicht anwendbar) 
erklärt, Normbrüche gar nicht zur Kenntnis genommen (Luhmann 1980: 60-63) oder 
durch Reaktionen unterschiedlicher Art beantwortet werden (Young 1979). In all diesen 
Fällen reduzieren die beteiligten Akteure die negativen Folgen eines Normverstoßes 
und versichern sich gegenseitig der Fortexistenz der Norm als Orientierungsmarke 
für ihre künftigen Entscheidungen. Die Existenz von Mechanismen zur Stabilisierung 
gefährdeter Normen ist deshalb ungleich wichtiger als deren Einhaltung in jedem 
Einzelfall. 

Während Normen generell die Funktion der Orientierung von Entscheidungen inner­
halb einer Gruppe interagierender Akteure haben, verleihen sie auch Rechte, verteilen 
Pflichten und üben damit Einfluß auf die Distribution von Gütern und Chancen aus. 
Obwohl eine Gruppe von Akteuren kollektiv der Erwartungssicherheit, d.h. der Stabilität 
gültiger Normen, höchste Priorität zuschreiben mag, kann der einzelne Akteur durch­
aus Interesse an einem (partiellen) Normwandel und der damit einhergehenden Än­
derung bestehender Distributionsverhältnisse haben. Damit entsteht eine Spannung 
zwischen den Individualinteressen der Akteure und dem Kollektivinteresse der Grup­
pe. Konflikte um spezifische Vorteile werden (auch) zu Konflikten um den Fortbestand 
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bestehender Normen, denn normwidriges Verhalten stellt, gewollt oder ungewollt, 
bestehende Normen in Frage. Es hängt von den Reaktionen anderer Gruppenmitglieder 
ab, ob umstrittene Normen restabilisiert werden oder sich verändern (Reisman 1981). 
Normen können bereits in Gruppen relevant sein, die lediglich zwei Akteure umfassen, 
doch ist ihr Einfluß hier erheblich reduziert. Es besteht nur ein einziges bilaterales 
Interaktionsverhältnis und ein Akteur steht dem Verhalten seines Gegenspielers stets 
allein gegenüber. Dagegen nimmt jedes einzelne Mitglied in größeren Gruppen nicht 
mehr an allen bilateralen Interaktionen teil, die zur Bildung von Normen direkt bei­
tragen. So sind etwa die internationalen Normen zur Behandlung ausländischer Di­
plomaten aus einer Vielzahl bilateraler diplomatischer Beziehungen entstanden, von 
denen jeder einzelne Staat lediglich einen kleinen Teil unmittelbar beeinflussen konnte. 
Ein Konflikt zwischen zwei Akteuren, etwa um die Behandlung eines Diplomaten bei 
Spionageverdacht, ist nun geeignet, die in diesem Problemfeld generell geltenden 
Normen zu beeinflussen. Jede Normabweichung kann die Orientierungsfunktion der 
betroffenen Normen nicht nur für die direkt an einer Entscheidungssituation beteiligten 
Akteure, sondern für alle Mitglieder der betroffenen Erwartungsgemeinschaft erschüt­
tern. Der Konflikt wird deshalb durch Dritte beobachtet (Reisman 1984), deren Interesse 
sich auf den Fortbestand der gemeinsamen Normen beschränkt. 
Ein Normbrecher steht nun nicht mehr ausschließlich einem direkt betroffenen Akteur 
gegenüber, sondern der gesamten an Orientierungsstabilität interessierten Erwartungs­
gemeinschaft (Luhmann 1980: 65-66). Die für die Minimalsituation typische bilaterale 
Konfliktformation wijd durch eine Dreiecksformation abgelöst (Gehring 1994a: 363-
365). Obwohl Reaktionen selbst kollektive Güter darstellen, die Kosten verursachen 
und das Problem des 'Trittbrett-Fahrens zweiter Ordnung' (Elster 1989:40-41; Coleman 
1990: 270-273) aufwerfen, könnten die Beobachter in den Konflikt eingreifen. Die Er­
weiterung der Situation allein erhöht deshalb die Kosten normabweichenden Verhal­
tens (Hardin 1982: 175; Keohane 1989: 4). 

Derart verstanden stellen soziale Normen einen Faktor dar, den rationale Akteure in 
ihr Entscheidungskalkül einbeziehen werden. Sie empfehlen bestimmte Handlungs­
optionen in Situationen, die grundsätzlich Spielräume für freie Entscheidungen lassen 
und bieten einen realistischen Orientierungsrahmen, weil sie in einer Gruppe von 
Akteuren vorherrschende normative Erwartungen widerspiegeln. Normen wirken auf 
den Entscheidungsprozeß des einzelnen Akteurs, ohne das Ergebnis dieses Prozesses 
im Einzelfall zu determinieren (Schimank 1992). Sie stellen ein relevantes Selektions­
kriterium dar, das in die Interessendefinition eingeht, aber sie können normkonformes 
Verhalten nicht garantieren. 

Sobald ein Akteur unter Bedingungen beschränkter Rationalität handeln muß, wird 
der Entscheidungsprozeß selbst problematisch und kostspielig. Dann ist es sinnvoll, 
bestehende Normen als Ausgangspunkt der Strategiesuche zu wählen, denn sie emp­
fehlen eine von anderen Akteuren erwartete und deshalb wenig konfliktträchtige 
Handlungsoption. Ein solcher Akteur muß nicht schlechthin auf die Prüfung nicht 
normkonformer Handlungsoptionen verzichten. Er wird sich nur dann normgemäß 
verhalten, wenn er keine für ihn günstigere Strategie zu identifizieren vermag. Dennoch 
strukturieren die geltenden Normen den Entscheidungsprozeß. Ihr Einfluß beruht auf 
der widerlegbaren Vermutung des Akteurs, das von ihnen empfohlene Verhalten ent-
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spreche seinem Interesse . Normen strukturieren jedoch nicht nur den Kalkulations­
prozeß der handelnden Akteure, sondern auch den anderer Gruppenmitglieder, sofern 
auch diese unter Bedingungen beschränkter Rationalität entscheiden. Sie nehmen damit 
Einfluß auf die Bewertung einer beobachteten Handlung durch Dritte und auf deren 
Entscheidung über mögliche Reaktionen. Wenn ein Akteur solche Reaktionen erwarten 
muß , ist es für ihn sinnvoll, diese ebenfalls in seine Kalkulation einzubeziehen. Er 
kann sich deshalb mit einer Änderung der ursprünglichen Entscheidungssituation 
konfrontiert sehen, die erst durch die Existenz gemeinsamer Normen entsteht. 
Unter den wirklichkeitsnäheren Bedingungen beschränkter Rationalität werden ein­
fache, im Gefolge regelmäßiger Interaktion 'spontan ' entstandene Normen also zu 
selbständigen Einflußfaktoren, die auf den Prozeß der Interessenbildung und der 
daraus abgeleiteten Entscheidungsfindung egoistisch-rationaler Akteure einwirken. 
Normen dieser Art bilden gleichsam das Fundament aktiver Steuerungsbemühungen. 
Aber sie werden nicht gezielt gebildet, u m Kooperation zu ermöglichen und spezifische 
Dilemma-Situationen zu überwinden oder zu vermeiden. Doch es liegt nahe, den 
sozialen Normen inhärenten Mechanismus der Einflußnahme zu nutzen, u m das Ver­
halten der an einem Interaktionsprozeß beteiligten Akteure zielgerichtet so zu steuern, 
daß suboptimale Ergebnisse vermieden werden. Erst dann wird es möglich, gemeinsam 
für sinnvoll gehaltene Ziele, etwa die Erweiterung des freien Welthandels oder den 
Schutz globaler Umweltgüter (Ozonschicht, Weltklima), mit Hilfe geeigneter Normen 
anzustreben. 

3. Verhaltenssteuerung durch verhandelte Normen 

Normen können erst als Instrumente des 'Regierens' genutzt werden, wenn sie nicht 
mehr allein aus dem Zusammenspiel der Einzelhandlungen der beteiligten Akteure 
hervorgehen, weil ihr Inhalt erst dann unabhängig von der zu beeinflussenden Inter­
aktion best immbar wird. Voraussetzung dafür ist, daß die beteiligten Akteure sich 
nicht mehr darauf beschränken, ausschließlich durch Handeln zu interagieren, sondern 
die Fähigkeit erwerben, auch verbal über kooperationsfördernde Normen zu kommu­
nizieren. Tatsächlich umfassen die Beziehungen zwischen Akteuren auch im interna­
tionalen System Kommunikation in vielfältiger Form. Diplomatie ist ohne verbalen 
Austausch nicht denkbar. Die Errichtung internationaler Regime erfolgt vielfach, wenn 
nicht immer6 , durch Verhandlungen. Im Rahmen vieler internationaler Regime werden 
darüber hinaus dauernd oder wiederholt Verhandlungen über Regime-Normen ge-

5 Müller (1993b) beleuchtet einen Reihe ähnlich gelagerter Fälle, in denen sich Akteure 
diesem Prozeß der Interessenabwägung im Lichte verhandelter Normen unterziehen. 

6 An anderer Stelle (Gehring 1994a: 395-397) habe ich vorgeschlagen, aufgrund der hier 
entwickelten normtheoretischen Unterscheidung Verhandlungen zum konstituierenden 
Merkmal internationaler Regime zu machen, weil sich nur auf Verhandlungen beruhende 
Institutionen als Steuerungsinstrumente eignen. Dies entspricht weitgehend dem prakti­
schen Forschungsinteresse der Regime-Analyse (Keohane/Nye 1987: 741, Rittberger 1993; 
Keohane 1993: 26-28), nicht aber dem kooperationstheoretischen Ansatz. Anders als von 
Rittberger (1990: 352-353) angenommen, sind die verhandelten Normen eines internationa­
len Regimes und die Verhandlungen, aus denen sie hervorgehen, jedenfalls nicht zwei 
unterschiedliche Formen zur Regelung internationaler Konflikte. 
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führt. Zu Recht ist deshalb auf die Bedeutung von Kommunikation in den internatio­
nalen Beziehungen hingewiesen worden (Kratochwil 1992; Müller 1994). 
Eine vom Kooperationsproblem unter egoistisch-rationalen Akteuren ausgehende Kon­
zeption des Regierens im internationalen System darf allerdings nicht aus d e m Blick 
verlieren, daß die Ablösung der Normbildung von der Handlungsebene das Problem 
der Normeinhaltung verschärft. Am eigenen Nutzen orientierte Akteure werden nicht 
zögern, sich normwidrig zu verhalten, wenn die von geltenden Normen geforderten 
Verhaltensänderungen ihren individuellen Interessen widersprechen. Anders als im 
innerstaatlichen Bereich kann die Normeinhaltung im internationalen System nicht 
durch Anschluß an einen hierarchisch strukturierten Anwendungs- und Durchset­
zungsapparat sichergestellt werden, weil Mittel zur Zwangsdurchse tzung normkon­
formen Verhaltens weitgehend fehlen. Die Steuerungsleistung kooperationsfördernder 
Normen unterliegt damit im internationalen Bereich einem besonders harten 'Praxis­
test'. Erfolgreiches Regieren muß die gezielte, auf Kommunikation beruhende Norm­
bildung effektiv mit der Förderung der weitgehend freiwilligen Umsetzung des nor­
mativ geforderten Verhaltens verbinden . 

Die Kooperationstheorie arbeitet den Bereich heraus, innerhalb dessen gemeinschafts-
orientierte Eingriffe auch unter egoistisch-rationalen Akteuren erfolgversprechend 
sind, weil die beteiligten Akteure von den Eingriffen auch individuell profitieren. N u r 
in diesem Bereich besteht die Chance, daß normative Erwartungen u n d tatsächliches 
Verhalten auch ohne durchsetzungsfähige Sanktionsapparate nicht automatisch aus­
einanderklaffen. Der auf der Kommunikationsebene stattfindende Normbi ldungspro­
zeß muß deshalb die bestehenden Interessen der beteiligten Akteure ausreichend stark 
berücksichtigen. 

Verhandlungen stellen eine Form der Kommunikation über Normen dar, die sowohl 
individuelle als auch gemeinsame Interessen der beteiligten Akteure berücksichtigt. 
Aus diesem Grund bilden sie einen Kernbestandteil des Transfermechanismus, durch 
den innerhalb einer gegebenen Interessenkonstellation bestehende Kooperat ionsmög-

7 Diese Zweistufigkeit des Steuerungsprozesses wird durch den im Anschluß an Habermas 
(1982) von Kratochwil (1989) und Müller (1994) in die Diskussion gebrachten Begriff des 
'kommunikativen Handelns' verdeckt, weil dieser Begriff sich nicht nur auf die verständi-
gungsorientierte Normbildung selbst, sondern auch auf die anschließende Bereitschaft der 
Akteure zu normgemäßem Verhalten beziehen muß. Verständigung droht zur leeren Ver­
sprechung zu werden, solange beide Dimensionen nicht zusammengeführt werden. Soll 
nicht idealistischerweise angenommen werden, daß die Akteure immer dann freiwillig auf 
die strategische Verfolgung ihrer Interessen verzichten, wenn diese der kommunikativ 
erzielten Übereinstimmung zuwiderlaufen, so ist Voraussetzung für die Einheit beider 
Dimensionen, daß das kommunikative Erzielen von Übereinstimmung einen solchen Ein­
fluß auf die Rahmenbedingungen ihrer Verhaltensentscheidungen ausübt, daß auch strate­
gisch handelnde Akteure gezwungen sind, ihre Interessen zu redefinieren. Habermas (1992: 
46-49) kann voraussetzen, daß (Rechts-)Normen immer sozial wirksam sind, weil sie an das 
Sanktionspotential eines starken Staates angeschlossen sind. Erst auf dieser Grundlage fragt 
er nach ihren diskursethisch begründeten Geltungsbedingungen. Für internationale Nor­
men ist dieser Weg nicht gangbar. Deshalb muß der Frage nachgegangen werden, wie die 
kommunikativ erzielte Verständigung selbst den Entscheidungskontext erfolgsorientiert 
handelnder Akteure entsprechend verändert. Damit aber wird kommunikativ erzielte Ver­
ständigung zur unabhängigen, die Verhaltensentscheidung im Lichte vorausgegangener 
Kommunikation zur abhängigen Variablen. Diese konzeptionelle Unterscheidung erfordert 
die begriffliche Trennung. 
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lichkeiten realisiert werden. Voraussetzung von Verhandlungen, und damit des Re­
gierens durch internationale Regime, ist die Erwartung der Akteure, daß durch Ko­
ordination gemeinsame Gewinne erzielt und suboptimale Gesamtergebnisse vermie­
den oder überwunden werden können. Rational und egoistisch handelnde Nutzen-
maximierer werden in ernsthafte Verhandlungen nur eintreten, wenn sie wenigstens 
die Möglichkeit in Betracht ziehen, daß ihr individueller Nutzen durch koordiniertes 
Handeln steigt. Dabei ist unerheblich, aus welchem Grund die evolutionäre, auf Ver­
such und Irr tum basierende Herausbi ldung von Kooperation auf der Handlungsebene 
nicht zum Erfolg geführt hat. In jeden Fall senken Verhandlungen die Kosten des 
Koordinationsprozesses, indem sie die kostspielige, risikoreiche und nicht immer er­
folgreiche Entscheidungsfindung auf der Handlungsebene umgehen (Rittberger 1988: 
148-150)8. 

Verhandlungen können nur erfolgreich abgeschlossen werden, wenn die in einem 
Problemfeld tätigen Akteure Übereinstimmung erzielen. Kollektive Ergebnisse entste­
hen nicht mehr 'automatisch' durch das Zusammenspiel dezentraler Einzelentschei­
dungen wie auf der Handlungsebene. Sie beruhen auf einer gemeinsamen Entschei­
d u n g der beteiligten Akteure. Insofern statten Verhandlungen eine Gruppe von Ak­
teuren mit kollektiver Entscheidungsfähigkeit aus. Doch durch den Eintritt in Verhand­
lungen werden rational und egoistisch handelnde Nutzenmaximierer nicht zu altrui­
stischen Gemeinschaftsmitgliedern. Sie werden weiterhin versuchen, ihren eigenen 
Nutzen zu mehren, indem sie den Verhandlungsprozeß derart beeinflussen, daß das 
Verhandlungsergebnis ihren eigenen Interessen möglichst nahe kommt. U m ihre In­
teressen durchzusetzen, können sie sich auf ihre 'Verhandlungsmacht ' (bargaining 
power) stützen. 

Dennoch hat die Form der Entscheidungsfindung mittels organisierter und verbali-
sierter Kommunikat ion einschneidende Folgen sowohl für das Rationalitätskalkül der 
beteiligten Akteure als auch für die ihnen offenstehenden Optionen. Nicht alle auf der 
Handlungsebene verfügbaren Machtpotentiale können in gleicher Weise innerhalb von 
Verhandlungen genutzt werden. Traditionelle Machtressourcen, etwa wirtschaftliche 
oder militärische Macht, sind nur bedingt umsetzbar. Die primäre Quelle von Ver­
handlungsmacht stellt die den Teilnehmern internationaler Verhandlungen stets of­
fenstehende 'Exit-Option' (Hirschman 1970) dar. Grundsätzlich kann ein Akteur je­
derzeit aus den Verhandlungen austreten und auf die Handlungsebene zurückweichen. 
Seine Verhandlungsmacht ist deshalb direkt abhängig von der Möglichkeit, glaubhaft 

mit dem Gebrauch der Exit-Option drohen zu können. Er kann sich dieser Drohung 
in dem Maße bedienen, wie ihm auf der Handlungsebene attraktive Optionen zur 
Verfügung stehen (Zartman 1991: 68-69). Zur Machtquelle wird die Drohung aber nur 
insoweit, wie andere Akteure seine weitere Teilnahme für notwendig oder wünschens­
wert halten. 

Durch den Eintritt in Verhandlungen gewinnt die Stellung der Akteure innerhalb des 
betroffenen Problemfeldes gegenüber problemfeldübergreifenden Machtressourcen an 
Bedeutung (Keohane/Nye 1977: 49-52). Auch nehmen die Chancen für Koalitionen 

8 Diese Funktion von Verhandlungen über die Normen internationaler Regime übersehen 
Haggard/Simmons (1987: 508-509), wenn sie bemerken, daß die Institutionen selbst oft von 
Konflikten geprägt sind. 
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und Machtkumulationen kleinerer Teilnehmer zu, weil nur eine einzige im Verhand­
lungsforum konzentrierte Ressource (die Drohung mit der Exit-Option) zu koordinie­
ren ist. Allein diese Verschiebung der Machtpotentiale könnte betroffene Akteure davon 
abhalten, in Verhandlungen einzutreten. Doch auch die Verweigerung birgt Kosten. 
Ein Außenstehender verzichtet darauf, den Verhandlungsprozeß zu beeinflussen, und 
riskiert dennoch, schließlich einem fait accompli gegenüberzustehen, das auch seine 
Handlungsoptionen modifiziert. 

Die Exit-Option verkoppelt die Kommunikationsebene wirkungsvoll mit der Hand­
lungsebene (Scharpf 1988: 70-71). Anders als Diskurse, in denen argumentativ Ergeb­
nisse gesucht werden, erlauben Verhandlungen ein ähnliches Verhalten wie auf der 
Handlungsebene. Die Akteure können sich strategisch verhalten, einseitig entscheiden 
und einander als Konkurrenten um zu verteilende Vorteile betrachten. Kurz, sie können 
im 'Bargaining'-Modus interagieren. Bargaining ist keineswegs ein unwillkommener 
Störfaktor, sondern eine Voraussetzung kollektiver Entscheidungen im internationalen 
System, die gewährleistet, daß Verhandlungen auf die Identifikation 'realistischer' 
Lösungen gerichtet sind. Nur solche Ergebnisse haben Aussicht, von nutzenmaximie-
renden Akteuren später freiwillig in Handlungen umgesetzt zu werden. 
Allerdings können Verhandlungen scheitern. Wenn die Akteure sich im Verhandlungs­
prozeß ebenso verhalten wie auf der Handlungsebene, werden sie mit hoher Wahr­
scheinlichkeit keine Verständigung erzielen. Doch Dilemma-Situationen zeichnen sich 
gerade dadurch aus, daß sie Kooperationsmöglichkeiten umfassen. Die Akteure haben 
in solchen Situationen keineswegs ausschließlich gegenläufige Interessen. Gemeinsam 
wollen sie dem ursprünglichen Dilemma entkommen und gegenüber der Ausgangs­
situation kollektive Gewinne erzielen. Erst auf dieser Grundlage entstehen überhaupt 
gegensätzliche Interessen über die Verteilung dieser Gewinne (Scharpf 1992b). Nur 
wenn eine Gruppe von Akteuren etwa im gemeinsamen Interesse den Schutz der 
Ozonschicht und die Begrenzung bestimmter Emissionen für erstrebenswert hält, wird 
die Auseinandersetzung um die Verteilung von Emissionsquoten sinnvoll. Anders als 
auf der Handlungsebene können die Akteure sich deshalb nicht darauf beschränken, 
ein individuell möglichst vorteilhaftes Ergebnis zu erzielen. Im eigenen Interesse müs­
sen sie sich zunächst an der Erzielung gemeinsamer Gewinne beteiligen. 
Im Gegensatz zur Handlungsebene stellen die verbalisierten Kommunikationsprozesse 
internationaler Verhandlungen einen weiteren Interaktionsmodus bereit, der es den 
Akteuren erlaubt, auf der Basis gemeinsam akzeptierter Kriterien durch begründete 
Argumente zu konsensualen Überzeugungen zu gelangen (Habermas 1973). Verhand­
lungen erlauben die Interaktion im 'Arguing'-Modus. Auch hier agieren die beteiligten 
Akteure entsprechend ihrer individuellen Interessen und versuchen, den Verhand­
lungsprozeß in ihrem Sinne zu beeinflussen. Aber sie tun dies, indem sie andere 
Akteure durch Überzeugung zu beeinflussen und zur Neuermittlung ihrer Präferenzen 
zu veranlassen suchen. Arguing ist auf Verständigung zwischen den Akteuren gerichtet 
(Habermas 1982). Es ist deshalb besonders geeignet für die Identifikation und Ent­
wicklung gemeinsamer Interessen. 

unglücklicherweise sind die beiden Interaktionsformen, das strategische Verhalten im 
Bargaining-Modus und das diskursive Beraten über gemeinschaftlich geeignete Lö­
sungen im Arguing-Modus, nur schwer miteinander zu verbinden. Jede durch be­
gründete Argumentation erreichte Übereinstimmung zwischen den Akteuren kann 
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sich bereits auf die Verteilung gemeinsam erzielter Gewinne unter ihnen auswirken 
(Scharpf 1988:88-89). Ein Akteur muß deshalb für jeden einzelnen Schritt beide Aspekte, 
die gemeinsamen und die individuellen Interessen, gegeneinander abwägen. Er gerät 
in ein schwer lösbares 'Verhandlungsdilemma' (Sebenius 1992: 329-332; Scharpf 1992a: 
20-22). Bargaining droht den für erfolgreiche Verhandlungen unabdingbaren Arguing-
Modus zu verdrängen. Damit erhebt sich die Frage, wie rationale Nutzenmaximierer 
Verhandlungen überhaupt erfolgreich abschließen können. 

In internationalen Verhandlungen tragen insbesondere zwei institutionelle Mechanis­
men dazu bei, diesen Verdrängungsprozeß aufzuhalten und geschützte Bereiche für 
die Entwicklung gemeinsamer Interessen zu schaffen. Zum einen werden komplexe 
Verhandlungen vielfach in aufeinander folgende Phasen unterteilt. Zwar können Ver­
teilungsfragen oft nicht nachgelagert werden, wie Scharpf (1988: 77-78) vorschlägt, 
die Auslotung konsensualer Bereiche des zu bearbeitenden Problemfeldes kann jedoch 
den politischen Verhandlungen vorausgehen. In Expertendiskursen können Fakten 
und Wirkungszusammenhänge klargestellt, Handlungsopt ionen herausgearbeitet, Sze­
narien vorbereitet und deren Folgen abgeschätzt werden. So gehen den Verhandlungs­
runden des Ozonschutzregimes stets Beratungen voraus, in denen wissenschaftliche 
Erkenntnisse bewertet und technologische Handlungsopt ionen beleuchtet werden. 
Aufgabe dieses Verfahrens ist die Selektion strittiger Punkte. Alle Fragen, die durch 
diskursiv erreichten Konsens gelöst werden können, stehen in den weiteren Verhand­
lungen nicht mehr zur Disposition, alle anderen bleiben zunächst offen (Bora/Döbert 
1993: 80; Gehring 1994a: 413-417). Wenn also im Vorfeld bereits Konsens über die 
Implikationen verschiedener Handlungsopt ionen erzielt worden ist, können sich die 
politischen Verhandlungen auf die Frage konzentrieren, welche dieser Optionen (mit 
ihren n u n m e h r unstri t t igen Folgen) gewählt werden soll. Damit wird ein für Entschei­
dungen im Bargaining-Modus offenes Intervall definiert. Außerhalb dieses Intervalls 
herrscht diskursive Rationalität, während innerhalb seiner Grenzen Entscheidungen 
durch den Ausgleich machtgestützter Interessen getroffen werden müssen9 . Institu­
tionelle Differenzierung kann also Freiräume für begründete und nicht machtgestützte 
Argumentat ion schaffen. 

Zum anderen unterstützt das in internationalen Verhandlungen gängige Konsensver­
fahren (Buzan 1981; Vitzthum 1979) die Interaktion im Arguing-Modus. Es institutio­
nalisiert einen umfassenden Schutz gegen Majorisierung. Im Unterschied z u m Ein­
stimmigkeitsverfahren kann jedoch Protest gegen einen sich anbahnenden Konsens 
nicht erst im Nachhinein durch Stimmabgabe kundgetan werden, sondern bedarf des 
Widerspruchs bereits während des Verhandlungsprozesses ('voice' nach Hirschman 
1970). Obwohl er durch strategisches Handeln motiviert sein mag, steht Widerspruch 
unter Begründungszwang, wenn er nicht lediglich blockieren (und damit einen Ab­
schluß verhindern), sondern die Verhandlungen inhaltlich beeinflussen und andere 
Verhandlungsteilnehmer veranlassen soll, ihre Forderungen und Positionen entspre­
chend zu modifizieren. 

Verhandlungen sind also durch eine Kombination von arguing und bargaining geprägt. 
Solange nicht die Präferenzen aller Teilnehmer in allen Fragen genau feststehen, kommt 

9 In der Terminologie von Rawls (1972: 362) handelt es sich dann um ein quasi-reines 
Verfahren. 
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es (auch) auf die Nachvollziehbarkeit und Überzeugungskraft begründeter Argumente 
an. Doch selbst innerhalb des Intervalls nicht mehr diskursiv entscheidbarer Fragen, 
in dem die machtgestützten Interessen der beteiligten Akteure z u m dominierenden 
Kriterium werden, spielt der Interaktionsmodus des arguing eine wichtige Rolle, weil 
er die Suche nach der gemeinsam angestrebten Interessenbalance erleichtert. Die bis­
weilen erhebliche Rolle schwacher Verhandlungsteilnehmer, etwa kleiner Staaten oder 
gar einzelner vermittelnder Personen (Young 1991), unterstreicht die große Bedeutung 
der Überzeugung durch begründete Vorschläge auch in der letzten Phase internatio­
naler Verhandlungen. Sobald die in den Verhandlungen wirksamen Machtpotentiale 
gegenseitig bekannt sind, können die Akteure das strategische Verfolgen einseitiger 
Vorteile aufgeben und diskursiv Kompromißmöglichkeiten ausloten. Arguing als In­
teraktionsmodus bleibt praktikabel, aber es gelten grundlegend andere Kriterien für 
die Bewertung der Argumente1 0 . 

Verhandlungen können damit jenseits der Ausbalancierung bereits feststehender In­
teressen innerhalb einer stabilen Interessenkonstellation zu einem diskursiven Prozeß 
kollektiven Lernens führen, der die Anpassungspotentiale der beteiligten Akteure 
aktiviert und die Fortbildung bestehender Interessen erlaubt. In dieser Hinsicht stellen 
sie einen eigenständigen, d.h. von der Konstellation der Ausgangsinteressen nicht 
direkt abhängigen Einflußfaktor dar, dessen Bedeutung in dem Maße steigen wird, in 
dem die Akteure unter Bedingungen von Unsicherheit und hoher Komplexität handeln 
müssen und sich deshalb ihrer eigenen Interessen nicht vollständig sicher sein können. 
Bereits der Verhandlungsprozeß selbst verändert also - in von Fall zu Fall unterschied­
lichem Ausmaß - den Handlungsrahmen nutzenorientierter Akteure. 
Darüber hinaus stellen ernsthaft geführte Verhandlungen ein Verfahren zur Verfügung 
(Luhmann 1978), das die entstehenden Normen mit einem hohen Maß an Legitimität 
versieht (Vitzthum 1981). Jeder einzelne Akteur kann den Abschluß einer Verhand­
lungsrunde solange verzögern, wie Aussicht auf ein besseres Ergebnis besteht u n d 
anschließend in Kenntnis des Resultats über seine Teilnahme an der in Aussicht ge­
nommenen Kooperation entscheiden. Das Verhandlungsverfahren gewährleistet damit 
die Identifikation einer von den beteiligten Akteuren selbst unter den gegebenen 
Umständen für adäquat befundenen (nicht aber notwendig der Pareto-optimalen) 
Lösung des gemeinsamen Problems. Es stellt außerdem sicher, daß das Ergebnis eine 
unter den gegebenen Umständen für akzeptabel gehaltene Verteilung der gemeinsamen 
Gewinne umfaßt. Schließlich erlaubt es jedem einzelnen Akteur eine individuelle 
Bewertung der individuellen Vorteile der Kooperation. 

Nutzenorientierte Akteure, die Normen nicht allein aufgrund ihrer formellen Existenz, 
sondern in erster Linie aufgrund ihres Inhalts gemessen am eigenen Nutzen bewerten 

10 Im Gegensatz zu dem von Scharpf (1991b) vorgelegten Konzept der 'Verhandlungsstile' 
können damit die Grundannahmen stabil gehalten werden. Die Akteure bleiben rationale 
und egoistische Nutzenmaximierer und können in einen anderen Interaktionsmodus wech­
seln, um ihre ursprünglichen Präferenzen möglichst weitgehend umzusetzen. Erst langsam 
beginnt die Diskussion um die Integration der beiden Interaktionsmodi des 'arguing' und 
des 'bargaining' (Habermas 1992: 204-206, Elster 1991, vgl. auch Gehring 1995), von der 
Fortschritte in der Theorieintegration erwartet werden (Johnson 1993, Esser 1994). Es sei 
darauf hingewiesen, daß die Verwendung des Begriffs Verhandlungen ('negotiations') hier 
- im Unterschied zu Habermas, Elster und Scharpf (1992b: 76-77) - neben bargaining auch 
arguing einschließt. 
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werden, haben unter diesen Voraussetzungen allen Grund, aus den Verhandlungen 
hervorgehende kooperationsfördernde Normen anzuerkennen und zu unterstützen. 
Diese Normen informieren darüber, bei welchem Verhalten jedes einzelnen Akteurs 
gemeinsame Gewinne zu erwarten sind. Wenn sie einmal Anerkennung gewonnen 
haben, werden sie allein durch ihre Existenz die Kosten für normabweichendes Ver­
halten erhöhen und - wie spontane Normen - Einfluß auf den EntScheidungsprozeß 
der Akteure nehmen. Die ausgehandelten Normen stellen deshalb einen zweiten Faktor 
dar, der den Handlungsrahmen nutzenorientierter Akteure verändert. 
Die durch die Kooperationstheorie gründlich beleuchtete Gefahr des Trittbrett-Fah-
rens ' ist durch den erfolgreichen Abschluß von Verhandlungen zwar nicht gebannt, 
weil ein Akteur Kooperation für erstrebenswert halten und gleichzeitig versuchen 
kann, auf Kosten seiner Kooperationspartner zusätzliche Gewinne z u erzielen, indem 
er sich einseitig unkooperativ verhält. Aber nicht jeder egoistisch-rationale Akteur 
wird diese Option tatsächlich wählen (Putnam 1988). 

Nutzenorientierte Akteure mögen die ausgehandelten Normen aufgrund des überzeu­
genden Verhandlungsprozesses und der hohen Unsicherheit einer eigenständigen In­
teressenkalkulation internalisieren (Keohane 1984: 115-116) oder trotz Prüfung keine 
geeignetere Strategie finden. Sie mögen sich zur Kooperation entschließen, weil sie 
negative Reaktionen anderer Kooperationspartner auf nicht-kooperatives Verhalten 
erwarten, obwohl auch diese Erwartungen unsicher sind. Sie mögen annehmen, daß 
ihnen aufgrund ihrer Bedeutung in dem betroffenen Problemfeld die Option des Tritt-
brett-Fahrens' von vornherein verschlossen ist, weil sie sich als Mitglieder der Min­
des tgruppe (/c-Gruppe) ansehen, von deren aktiver Teilnahme der Erfolg der Koope­
ration unmittelbar abhängt (Hardin 1982: 40-41; Snidal 1985). Kurz, nutzenorientierte 
Akteure können sich aus ganz verschiedenen Motiven zu kooperativem Verhalten 
veranlaßt sehen1 1 . 

Obwohl der Verhandlungsprozeß selbst und die ausgehandelten Normen also die 
Ausgangssituation ändern und Handlungsopt ionen beeinflussen, entscheidet schließ­
lich jeder der beteiligten Akteure selbst darüber, ob er der Anerkennung der koope-
rationsfördernden Normen auch entsprechende Verhaltensänderungen folgen läßt. 

4. Die Erhaltung der Steuerungsfähigkeit durch Normentwicklung 

Die Gefahr von Normverstößen ist aber nicht auf Dauer gebannt, wenn Kooperation 
im großen und ganzen erfolgreich begonnen hat. Solange durchsetzungsfähige Sank­
tionsapparate fehlen, bleibt normwidriges Verhalten stets im Bereich des Handlungs­
spielraums der betroffenen Akteure. Es stellt eine dauerhafte Bedrohung für den Erfolg 
der kollektiven Steuerungsbemühung dar. Ein Trittbrettfahrer entzieht der Akteurs­
gemeinschaft nicht nur seinen Beitrag zum Gelingen der Zusammenarbeit , sondern 
löst unter den anderen Mitgliedern Unsicherheit darüber aus, ob kooperatives Verhal­
ten weiterhin (normativ) erwartet wird und ob es auch in Zukunft (kognitiv) zu 

11 Dies schließt natürlich nicht aus, daß einzelne Kooperationspartner durch gemeinschafts-
orientierte Beweggründe zu normgemäßem Verhalten veranlaßt werden, aber erfolgreiche 
internationale Kooperation muß nicht auf derart 'altruistischen' Motiven beruhen. 
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erwarten ist. Diese Unsicherheit untergräbt die durch anerkannte Normen errichtete 
Erwartungssicherheit und kann einen schleichenden Auflösungsprozeß einleiten. 
Die Gefahr der Destabilisierung kooperativer Normen und der damit e inhergehenden 
Auflösung erstrebenswerter Kooperation durch normwidriges Verhalten erhöht sich 
im Laufe der Zeit. Zum einen kann die Bewertung einer Handlung im Lichte gültiger 
Normen zum Streitgegenstand werden. Normen geben stets Raum für Interpretationen, 
besonders wenn sie im Laufe der Zeit auf Situationen angewandt werden müssen, die 
z u m Zeitpunkt ihrer Aushandlung noch nicht vorhersehbar waren. Z u m anderen ist 
die Legitimität des Verhandlungsergebnisses selbst nicht auf Dauer gesichert. So kön­
nen sich etwa kognitive Grundlagen verändern, Voraussagen über die Wirkungen 
beschlossener Maßnahmen als falsch erweisen oder unerwartete Folgen eintreten. Auch 
die ursprünglich bestehende Interessenkonstellation in d e m betreffenden Problemfeld 
kann Wandlungen unterliegen. Neuerliche Verhandlungen würden dann möglicher­
weise zu einem modifizierten Ergebnis führen, das die individuellen Interessen einiger 
Akteure stärker berücksichtigte. Für diese Akteure steigt der Anreiz, sich einseitig 
unkooperativ zu verhalten, sei es, u m sich selbst für die (vermeintlich) erlittenen 
Nachteile schadlos zu halten, sei es, u m einen Normwandel zu erzwingen (Reisman 
1981). 

Die kooperationsfördernden Normen bedürfen deshalb der fortwährenden Stabilisie­
rung, um ihre Lenkungsfunktion erfüllen zu können. Im Falle normwidr igen Verhaltens 
durch einen Akteur müssen sich die übrigen Mitglieder der Gruppe versichern, daß 
die bedrohte Norm für sie weiterhin gilt, daß also von jedem Einzelnen auch in Zukunft 
normgemäßes Verhalten erwartet wird. Zusätzlich müssen sich die kooperierenden 
Mitglieder versichern, daß die notwendige Mindestzahl von Kooperateuren weiterhin 
erreicht wird. 'Regieren' durch internationale Regime ist deshalb mit dem erfolgreichen 
Abschluß von Verhandlungen und der Verabschiedung eines Normenpakets keines­
wegs beendet. 

Die Stabilisierung regime-gestützter Kooperation kann auf die Mechanismen der Hand­
lungsebene zurückgreifen. Auf dieser Ebene ist die Akteursgemeinschaft nicht kollektiv 
entscheidungsfähig und kann deshalb auf Konflikte um Normen nicht in organisierter 
Weise reagieren. Lediglich einzelne (unter Umständen auch viele einzelne) Akteure 
können dem normwidrigen Handeln eines Kooperationspartners durch einseitiges 
normstabilisierendes Handeln entgegentreten12 . Handeln ist jedoch kostspielig. Ein 
egoistisch-rationaler Akteur wird deshalb auf normwidriges Verhalten insbesondere 
dann reagieren, wenn dies seinen eigenen Interessen entspricht. Darum wird die 
Stabilisierung verhandelter Normen auf der Handlungsebene in unterschiedlichem 
Maße gelingen. Über kurz oder lang droht den Normen des internationalen Regimes 
und der durch sie gestützten Kooperation entweder die schleichende Aushöhlung 
oder der Zusammenbruch durch spektakuläre Verhaltensänderungen wichtiger Ak­
teure. 

Die aus Verhandlungen hervorgegangenen Normen eines internationalen Regimes 
können auch in die Form rechtsgültiger internationaler Verträge gebracht werden 

12 Einzelne Akteure können selbstverständlich bilateral verhandeln, aber aus Sicht der Ak­
teursgemeinschaft stellt die Umsetzung eines derartigen Verhandlungsergebnisses ledig­
lich eine - nunmehr bilateral koordinierte - Einzelhandlung dar (Gehring 1994a: 456-457). 


